
BAKinso 
Bundesarbeitskreis Insolvenzgerichte e.V. 
Zusammenschluss von Insolvenzrichtern/innen und Insolvenzrechtspflegern/innen 

An das 
BMJV 
Referat RA 6 
z.Hd. Herrn Bornemann                                                                                        24.1.2020 

 
 
 
Stellungnahme zum „Gemeinsamen Reformvorschlag von NIVD e.V. und VID 
e.V. zur Reform der InsVV“ vom 19.11.2019 

Vorbemerkung 

Eine Erhöhung der Vergütung der Insolvenzverwalter/Sachwalter/Treuhänder ist unbestritten 
notwendig. Sie soll sachgerecht erfolgen, um den Arbeitsaufwand der Verwalter und seines 
Personals angemessen abzugelten. 

Findet die Gesetzesinitiative ohne Änderungen Umsetzung, wird sich andererseits die Befrie-
digungsquote der Gläubiger erheblich verringern. Die Landeskassen werden zudem in Stun-
dungsverfahren in einem hohen Maße zusätzlich belastet. 

Zu bedenken ist auch, dass durch eine übermäßige Anpassung der Vergütungen und Ausla-
gen Verfahren vielfach nicht mehr zur Eröffnung gelangen würden. Dies darf jedoch gerade 
nicht der Fall sein - die Ordnungsfunktion der Insolvenzordnung muss aufrechterhalten wer-
den. Denn nur über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens werden notleidende Unterneh-
men, insbesondere bei Insolvenzverschleppung, „beordnet“. Die Ordnungsfunktion des Insol-
venzrechtes – und die damit unbedingt notwendigen wirtschaftlichen Vorteile- darf/dürfen 
über die „Vergütungsschiene“ nicht gefährdet werden. 

Die Vergütung muss daher einerseits den seit Inkrafttreten der bisherigen InsVV deutlich ge-
stiegenen Anforderungen an die Berufspflichten,  die Qualität des Handelns und der Arbeits-
ergebnisse der Insolvenzverwalter Rechnung tragen, anderseits aber nicht die Eröffnungs-
quote bei der Eröffnung der Regelinsolvenzverfahren, insbesondere der großen Anzahl der 
reinen Ordnungsverfahren, negativ beeinflussen. Das System muss weiterhin nach beiden 
Seiten (Verwalter- qualifizierte Arbeit / Eröffnungen auch im „niedrigen“ Bereich möglich) 
funktionierend bleiben. 

Im Hinblick auf eine sachgerechte und effiziente Vergütungsfestsetzung wäre grundsätzlich 
wünschenswert, unabhängig von einer „kleinen Reform“, das vom Gesetzgeber angenom-
mene „Normalverfahrens“ zu definieren und die Zu- und Abschlagstatbestände konkreter 
auszugestalten. 
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Aktuell gültige Fassung Reformvorschläge Stellungnahme 
BAKinso 

§ 1 Berechnungsgrundlage 

(1) Die Vergütung des Insolvenzver-
walters wird nach dem Wert der In-
solvenzmasse berechnet, auf die 
sich die Schlußrechnung bezieht. 
Wird das Verfahren nach Bestäti-
gung eines Insolvenzplans aufge-
hoben oder durch Einstellung vor-
zeitig beendet, so ist die Vergütung 
nach dem Schätzwert der Masse 
zur Zeit der Beendigung des Ver-
fahrens zu berechnen. 

 
(2) Die maßgebliche Masse ist im ein-

zelnen wie folgt zu bestimmen: 
 

1. Massegegenstände, die mit Ab-
sonderungsrechten belastet sind, 
werden berücksichtigt, wenn sie 
durch den Verwalter verwertet 
werden. Der Mehrbetrag der Ver-
gütung, der auf diese Gegen-
stände entfällt, darf jedoch 50 
vom Hundert des Betrages nicht 
übersteigen, der für die Kosten 
ihrer Feststellung in die Masse 
geflossen ist. Im übrigen werden 
die mit Absonderungsrechten be-
lasteten Gegenstände nur inso-
weit berücksichtigt, als aus ihnen 
der Masse ein Überschuß zu-
steht. 

 
 
 
 
 
 
 
 

2. Werden Aus- und Absonderungs-
rechte abgefunden, so wird die 
aus der Masse hierfür gewährte 
Leistung vom Sachwert der Ge-
genstände abgezogen, auf die 
sich diese Rechte erstreckten. 

§ 1 Berechnungsgrundlage 

(1) Die Vergütung des Insolvenzver-
walters wird nach dem Wert der In-
solvenzmasse berechnet, auf die 
sich die Schlußrechnung bezieht. 
Wird das Verfahren nach Bestäti-
gung eines Insolvenzplans aufge-
hoben oder durch Einstellung vor-
zeitig beendet, so ist die Vergütung 
nach dem Schätzwert der Masse 
zur Zeit der Beendigung des Ver-
fahrens zu berechnen. 

 
(2) Die maßgebliche Masse ist im ein-

zelnen wie folgt zu bestimmen: 
 

1. Massegegenstände, die mit Ab-
sonderungsrechten belastet sind, 
werden berücksichtigt, wenn sie 
durch den Verwalter verwertet 
werden. Der Mehrbetrag der Ver-
gütung, der auf diese Gegen-
stände entfällt, darf jedoch 50 
vom Hundert des Betrages nicht 
übersteigen, der für die Kosten 
ihrer Feststellung in die Masse 
geflossen ist. Der Mehrbetrag der 
Vergütung, der auf diese Gegen-
stände entfällt, darf jedoch 50 
vom Hundert des Betrages nicht 
übersteigen, der für die Kosten 
ihrer Feststellung in die Masse 
geflossen ist. 3Unabhängig davon 
bleiben die Kosten der Feststel-
lung Bestandteil der maßgebli-
chen Masse. Im übrigen werden 
die mit Absonderungsrechten be-
lasteten Gegenstände nur inso-
weit berücksichtigt, als aus ihnen 
der Masse ein Überschuß zu-
steht. 

 
2. Werden Aus- und Absonderungs-

rechte abgefunden, so wird die 
aus der Masse hierfür gewährte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
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3. Steht einer Forderung eine Ge-

genforderung gegenüber, so wird 
lediglich der Überschuß berück-
sichtigt, der sich bei einer Ver-
rechnung ergibt. 

 
4. Die Kosten des Insolvenzverfah-

rens und die sonstigen Massever-
bindlichkeiten werden nicht abge-
setzt. Es gelten jedoch folgende 
Ausnahmen: 

 
a) Beträge, die der Verwalter nach 

§ 5 als Vergütung für den Ein-
satz besonderer Sachkunde er-
hält, werden abgezogen. 

b) Wird das Unternehmen des 
Schuldners fortgeführt, so ist 
nur der Überschuß zu berück-
sichtigen, der sich nach Abzug 
der Ausgaben von den Einnah-
men ergibt. 

 

5. Ein Vorschuß, der von einer an-
deren Person als dem Schuldner 
zur Durchführung des Verfahrens 
geleistet worden ist, und ein Zu-
schuß, den ein Dritter zur Erfül-
lung eines Insolvenzplans geleis-
tet hat, bleiben außer Betracht. 

 

 

Leistung vom Sachwert der Ge-
genstände abgezogen, auf die 
sich diese Rechte erstreckten. 

 
3. Steht einer Forderung eine Ge-

genforderung gegenüber, so wird 
lediglich der Überschuß berück-
sichtigt, der sich bei einer Ver-
rechnung ergibt. 

 
4. Die Kosten des Insolvenzverfah-

rens und die sonstigen Massever-
bindlichkeiten werden nicht abge-
setzt, auch wenn ihnen Einnah-
men gegenüberstehen. 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

5. Ein Vorschuß, der von einer an-
deren Person als dem Schuldner 
zur Durchführung des Verfahrens 
geleistet worden ist, und ein Zu-
schuß, den ein Dritter zur Erfül-
lung eines Insolvenzplans geleis-
tet hat, bleiben außer Betracht. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
a) Im Rahmen einer Be-

triebsfortführung fallen 
oft nicht unerhebliche 
notwendige Kosten an. 
Sie sind einzig und allein 
zu dem Zweck erforder-
lich, Erträge zu erwirt-
schaften. Würden diese 
nun isoliert betrachtet, 
führen sie zu einer wirk-
lichkeitsverzerrenden 
Berechnungsmasse. 

 
b) Aufgrund der verschiede-

nen Gewerbe entstehen 
sehr unterschiedliche 
nicht mehr vergleichbare 
Massen. Die bisherige 
Regelung stellt das ge-
rechteste System dar. 
Um vergütungsrechtliche 
Nachteile auszugleichen 
wären Zuschläge gemäß 
§ 3 zu gewähren. 

 
c) In diesem Zusammen-

hang wird auf die Ent-
scheidung des BGH vom 
14.07.2016 (IX ZB 31/14) 
zur kalten Zwangsver-
waltung hingewiesen. 

 

§ 2 Regelsätze 
 

(1) Der Insolvenzverwalter erhält in 
der Regel 

 
1. von den ersten 25.000 Euro der 

Insolvenzmasse 40 vom Hun-
dert, 

§ 2 Regelsätze 
 
(1) Der Insolvenzverwalter erhält in 

der Regel 
 

1. von den ersten 35.000 Euro der 
Insolvenzmasse 50 vom Hun-
dert, 

 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
a) Die avisierten Prozents-

ätze sind zu hoch ange-
setzt. Bis zu einem Be-
trag der Masse von 



BAKinso 
Bundesarbeitskreis Insolvenzgerichte e.V. 
Zusammenschluss von Insolvenzrichtern/innen und Insolvenzrechtspflegern/innen 

2. von dem Mehrbetrag bis zu 
50.000 Euro 25 vom Hundert, 

3. von dem Mehrbetrag bis zu 
250.000 Euro 7 vom Hundert, 

4. von dem Mehrbetrag bis zu 
500.000 Euro 3 vom Hundert, 

5. von dem Mehrbetrag bis zu 
25.000.000 Euro 2 vom Hun-
dert, 

6. von dem Mehrbetrag bis zu 
50.000.000 Euro 1 vom Hun-
dert, 

7. von dem darüber hinausgehen-
den Betrag 0,5 vom Hundert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Haben in dem Verfahren nicht 

mehr als 10 Gläubiger ihre For-
derungen angemeldet, so soll die 
Vergütung in der Regel mindes-
tens 1.000 Euro betragen. Von 
11 bis zu 30 Gläubigern erhöht 
sich die Vergütung für je ange-
fangene 5 Gläubiger um 150 
Euro. Ab 31 Gläubiger erhöht 
sich die Vergütung je angefan-
gene 5 Gläubiger um 100 Euro. 

 

 

2. von dem Mehrbetrag bis zu 
70.000 Euro 30 vom Hundert, 

3. von dem Mehrbetrag bis zu 
350.000 Euro 8,5 vom Hundert, 

4. von dem Mehrbetrag bis zu 
700.000 Euro 3,5 vom Hundert, 

5. von dem Mehrbetrag bis zu 
35.000.000 Euro 2,5 vom Hun-
dert, 

6. von dem Mehrbetrag bis zu 
70.000.000 Euro 1,2 vom Hun-
dert, 

7. von dem darüber hinausgehen-
den Betrag 0,6 vom Hundert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Haben in dem Verfahren nicht 

mehr als 10 Gläubiger ihre For-
derungen angemeldet, so soll die 
Vergütung in der Regel mindes-
tens 1.650 Euro betragen. Von 
11 bis zu 30 Gläubigern erhöht 
sich die Vergütung für je ange-
fangene 5 Gläubiger um 250 
Euro. Ab 31 Gläubiger erhöht 
sich die Vergütung je angefan-
gene 5 Gläubiger um 170 Euro. 

 
 

 
 

26.000 € steigt die Regel-
vergütung um 25% um 
bei 70.000 € eine Erhö-
hung von 58,64 % zu er-
reichen, welche bei 
700.000 € immer noch 
bei 53,41 % liegt.  

 
b) Das für eine Erhöhung 

der Staffelvergütung ge-
nannte Inflationsargu-
ment ist nur bedingt taug-
lich, da sich mit der Infla-
tion auch die Insolvenz-
massen erhöhen. 

 
c) Die gesteigerten Grund-

kosten (nicht vom Gericht 
geforderte Zertifizierun-
gen, erhöhte Büromieten, 
erhöhte Mitarbeiterkos-
ten) sind von dem grund-
sätzlich gegebenen er-
höhten Aufwand bezogen 
auf die Verfahren zu tren-
nen. 

 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
a) Die Erhöhung der Min-

destvergütung um 65 % 
würde vielen Schuldnern 
die Möglichkeit der Ver-
kürzung der Restschuld-
befreiung im Sinne des § 
300 InsO nehmen. 

 
b) Sie führt zu einer enor-

men Belastung der Lan-
deskassen. Die Erhöhung 
ab 11 Gläubigern um 100 
Euro und die weitere Er-
höhung um 70 Euro er-
scheinen nicht dem Ar-
beitsaufwand des Insol-
venzverwalters angemes-
sen. 

 
§ 3 Zu- und Abschläge 

(1) Eine den Regelsatz übersteigende 
Vergütung ist insbesondere festzu-
setzen, wenn  
 

§ 3 Zu- und Abschläge 

(1) Eine den Regelsatz übersteigende 
Vergütung ist insbesondere festzu-
setzen, wenn  
 

 
 
 
 
 
 



BAKinso 
Bundesarbeitskreis Insolvenzgerichte e.V. 
Zusammenschluss von Insolvenzrichtern/innen und Insolvenzrechtspflegern/innen 

a) die Bearbeitung von Aus- und Ab-
sonderungsrechten einen erhebli-
chen Teil der Tätigkeit des Insol-
venzverwalters ausgemacht hat, 
ohne daß ein entsprechender 
Mehrbetrag nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
angefallen ist, 

b) der Verwalter das Unternehmen 
fortgeführt oder Häuser verwaltet 
hat und die Masse nicht entspre-
chend größer geworden ist, 

c) die Masse groß war und die Regel-
vergütung wegen der Degression 
der Regelsätze keine angemes-
sene Gegenleistung dafür darstellt, 
daß der Verwalter mit erheblichem 
Arbeitsaufwand die Masse ver-
mehrt oder zusätzliche Masse fest-
gestellt hat, 

d) arbeitsrechtliche Fragen zum Bei-
spiel in bezug auf das Insolvenz-
geld, den Kündigungsschutz oder 
einen Sozialplan den Verwalter er-
heblich in Anspruch genommen ha-
ben oder 

e) der Verwalter einen Insolvenzplan 
ausgearbeitet hat.  
 

(2) Ein Zurückbleiben hinter dem Re-
gelsatz ist insbesondere gerecht-
fertigt, wenn  
 

a) ein vorläufiger Insolvenzverwalter 
in Verfahren tätig war, 
 
 
 
 
 

b) die Masse bereits zu einem we-
sentlichen Teil verwertet war, als 
der Verwalter das Amt übernahm, 

c) das Insolvenzverfahren vorzeitig 
beendet wird oder das Amt des 
Verwalters vorzeitig endet, 

d) die Masse groß war und die Ge-
schäftsführung geringe Anforderun-
gen an den Verwalter stellte, 

e) die Vermögensverhältnisse des 
Schuldners überschaubar sind und 

a) die Bearbeitung von Aus- und Ab-
sonderungsrechten einen erhebli-
chen Teil der Tätigkeit des Insol-
venzverwalters ausgemacht hat. 
ohne daß ein entsprechender 
Mehrbetrag nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
angefallen ist, 

b) der Verwalter das Unternehmen 
fortgeführt oder Häuser verwaltet 
hat. und die Masse nicht entspre-
chend größer geworden ist, 

c) die Masse groß war und die Regel-
vergütung wegen der Degression 
der Regelsätze keine angemes-
sene Gegenleistung dafür darstellt, 
daß der Verwalter mit erheblichem 
Arbeitsaufwand die Masse ver-
mehrt oder zusätzliche Masse fest-
gestellt hat, 

d) arbeitsrechtliche Fragen zum Bei-
spiel in bezug auf das Insolvenz-
geld, den Kündigungsschutz oder 
einen Sozialplan den Verwalter er-
heblich in Anspruch genommen ha-
ben oder 

e) der Verwalter einen Insolvenzplan 
ausgearbeitet hat.  

(2) Ein Zurückbleiben hinter dem Re-
gelsatz ist insbesondere gerecht-
fertigt, wenn  
 

a) ein vorläufiger Insolvenzverwalter 
im Verfahren tätig war und dessen 
Vorleistungen den personenidenti-
schen Insolvenzverwalter erheblich 
entlastet haben; Vorleistungen ei-
nes Sachverständigen im Antrags-
verfahren werden nicht berücksich-
tigt, 

b) die Masse bereits zu einem we-
sentlichen Teil verwertet war, als 
der Verwalter das Amt übernahm, 

c) das Insolvenzverfahren vorzeitig 
beendet wird oder das Amt des 
Verwalters vorzeitig endet, 

d) die Masse groß war und die Ge-
schäftsführung geringe Anforderun-
gen an den Verwalter stellte, 

 
 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 
 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Grunde nach bestehen 
keine Einwendungen. Es 
wird jedoch folgende Formu-
lierung vorgeschlagen: 
 
a) ein vorläufiger Insolvenz-

verwalter in Verfahren 
tätig war, und dessen 
Amtsführung die Tätig-
keit des Insolvenzver-
walters erleichtert hat. 
Die Tätigkeit eines Sach-
verständigen hat außer 
Betracht zu bleiben. 
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die Zahl der Gläubiger oder die 
Höhe der Verbindlichkeiten gering 
ist oder 

f) der Schuldner in ein Koordinations-
verfahren einbezogen ist, in dem 
ein Verfahrenskoordinator nach § 
269e der Insolvenzordnung bestellt 
worden ist. 

 

e) die Vermögensverhältnisse des 
Schuldners überschaubar sind und 
die Zahl der Gläubiger oder die 
Höhe der Verbindlichkeiten gering 
ist oder 

f) der Schuldner in ein Koordinations-
verfahren einbezogen ist, in dem 
ein Verfahrenskoordinator nach § 
269e der Insolvenzordnung bestellt 
worden ist. 

 

Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 

§ 4 Geschäftskosten, Haftpflichtver-
sicherung 

(1) Mit der Vergütung sind die allge-
meinen 
Geschäftskosten abgegolten. Zu 
den allgemeinen Geschäftskosten 
gehört der Büroaufwand des Insol-
venzverwalters einschließlich der 
Gehälter seiner Angestellten, auch 
soweit diese anläßlich des Insol-
venzverfahrens eingestellt worden 
sind. Unberührt bleibt das Recht 
des Verwalters, zur Erledigung be-
sonderer Aufgaben im Rahmen der 
Verwaltung für die Masse Dienst- 
oder Werkverträge abzuschließen 
und die angemessene Vergütung 
aus der Masse zu zahlen. 

(2) Besondere Kosten, die dem Ver-
walter im Einzelfall, zum Beispiel 
durch Reisen, tatsächlich entste-
hen, sind als Auslagen zu erstat-
ten. 
 

(3) Mit der Vergütung sind auch die 
Kosten einer Haftpflichtversiche-
rung abgegolten. Ist die Verwaltung 
jedoch mit einem besonderen Haf-
tungsrisiko verbunden, so sind die 
Kosten einer angemessenen zu-
sätzlichen Versicherung als Ausla-
gen zu erstatten. 

 
 

 

§ 4 Geschäftskosten, Haftpflichtversi-
cherung 

(1) Mit der Vergütung sind die allge-
meinen 
Geschäftskosten abgegolten. Zu 
den allgemeinen Geschäftskosten 
gehört der Büroaufwand des Insol-
venzverwalters einschließlich der 
Gehälter seiner Angestellten, auch 
soweit diese anläßlich des Insol-
venzverfahrens eingestellt worden 
sind. Unberührt bleibt das Recht 
des Verwalters, zur Erledigung be-
sonderer Aufgaben im Rahmen der 
Verwaltung für die Masse Dienst- 
oder Werkverträge abzuschließen 
und die angemessene Vergütung 
aus der Masse zu zahlen. 

(2) Für die Übertragung der Zustellun-
gen im Sinne des § 8 Abs. 3 der In-
solvenzordnung durch einfache 
Übersendung gilt KV 9002 der An-
lage 1 zu § 3 Abs. 2 des Gerichts-
kostengesetzes entsprechend 

(3) 1Mit der Vergütung sind auch die 
Kosten einer Haftpflichtversiche-
rung mit einer Versicherungs-
summe bis zu 2.000.000 Euro pro 
Versicherungsfall und mit einer 
Jahreshöchstleistung bis zu 
4.000.000 Euro abgegolten. 2Ist die 
Verwaltung jedoch mit einem be-
sonderen darüber hinausgehenden 
Haftungsrisiko verbunden, so sind 
die Kosten einer angemessenen 
zusätzlichen entsprechend höhe-
ren Versicherung als Auslagen ne-
ben dem Pauschbetrag im Sinne 
des § 8 Abs. 3 zu erstatten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 
Es wird jedoch auf folgendes 
hingewiesen: 
Nach KV 9002 werden (be-
sondere) Zustellauslagen-
Kosten erst ab der 11. Zu-
stellung berechnet 
 

§ 5 Einsatz besonderer Sachkunde § 5 Einsatz besonderer Sachkunde  
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(1) Ist der Insolvenzverwalter als 
Rechtsanwalt zugelassen, so kann 
er für Tätigkeiten, die ein nicht als 
Rechtsanwalt zugelassener Ver-
walter angemessenerweise einem 
Rechtsanwalt übertragen hätte, 
nach Maßgabe des Rechtsanwalts-
vergütungsgesetzes Gebühren und 
Auslagen gesondert aus der Insol-
venzmasse entnehmen. 
 

(2) Ist der Verwalter Wirtschaftsprüfer 
oder Steuerberater oder besitzt er 
eine andere besondere Qualifika-
tion, so gilt Absatz 1 entsprechend. 

 

(1) Ist der Insolvenzverwalter als 
Rechtsanwalt zugelassen, so kann 
er für Tätigkeiten, die ein nicht als 
Rechtsanwalt zugelassener Ver-
walter angemessenerweise einem 
Rechtsanwalt übertragen hätte, 
nach Maßgabe des Rechtsanwalts-
vergütungsgesetzes Gebühren und 
Auslagen gesondert aus der Insol-
venzmasse entnehmen. 
 

(2) Ist der Verwalter Wirtschaftsprüfer 
oder Steuerberater oder besitzt er 
eine andere besondere Qualifika-
tion, so gilt Absatz 1 entsprechend 

 

§ 6 Nachtragsverteilung. Überwa-
chung der Erfüllung eines Insolvenz-
plans 

(1) Für eine Nachtragsverteilung erhält 
der Insolvenzverwalter eine geson-
derte Vergütung, die unter Berück-
sichtigung des Werts der nachträg-
lich verteilten Insolvenzmasse nach 
billigem Ermessen festzusetzen ist. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die Nach-
tragsverteilung voraussehbar war 
und schon bei der Festsetzung der 
Vergütung für das Insolvenzverfah-
ren berücksichtigt worden ist. 
 

(2) Die Überwachung der Erfüllung ei-
nes Insolvenzplans nach den §§ 
260 bis 269 der Insolvenzordnung 
wird gesondert vergütet. Die Ver-
gütung ist unter Berücksichtigung 
des Umfangs der Tätigkeit nach bil-
ligem Ermessen festzusetzen. 

 
 

§ 6 Nachtragsverteilung. Überwa-
chung der Erfüllung eines Insolvenz-
plans 

(1) Für eine Nachtragsverteilung erhält 
der Insolvenzverwalter eine geson-
derte Vergütung, die unter Berück-
sichtigung des Werts der nachträg-
lich verteilten Insolvenzmasse nach 
billigem Ermessen festzusetzen ist. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die Nach-
tragsverteilung voraussehbar war 
und schon bei der Festsetzung der 
Vergütung für das Insolvenzverfah-
ren berücksichtigt worden ist. § 2 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

 
(2) Die Überwachung der Erfüllung ei-

nes Insolvenzplans nach den §§ 
260 bis 269 der Insolvenzordnung 
wird gesondert vergütet. Die Ver-
gütung ist unter Berücksichtigung 
des Umfangs der Tätigkeit nach bil-
ligem Ermessen festzusetzen. 

 

 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
Der Aufwand für die Vor-
nahme der Nachtragsvertei-
lung/ Überwachung eines In-
solvenzplans würde mit dem 
Aufwand für die Führung ei-
nes gesamten Insolvenzver-
fahrens gleichgesetzt.  
 
Das Ergebnis der angestreb-
ten Änderung wäre, dass ein 
Betrag von weniger als der 
Mindestvergütung an den 
Schuldner auszuzahlen ist. 
Dies widerspricht den Gläubi-
gerinteressen. 
 
Eine Erhöhung nach Anzahl 
der Gläubiger erscheint an-
gemessen. 
 

§ 7 Umsatzsteuer 

Zusätzlich zur Vergütung und zur Er-
stattung der Auslagen wird ein Be-
trag in Höhe der vom Insolvenzver-
walter zu zahlenden Umsatzsteuer 
festgesetzt. 

 

§ 7 Umsatzsteuer 

Zusätzlich zur Vergütung und zur 
Erstattung der Auslagen wird ein 
Betrag in Höhe der vom Insolvenz-
verwalter zu zahlenden Umsatz-
steuer festgesetzt. 

 

 
 

§ 8 Festsetzung von Vergütung und 
Auslagen 

(1) Die Vergütung und die Auslagen 
werden auf Antrag des Insolvenz-
verwalters vom Insolvenzgericht 
festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt 

§ 8 Festsetzung von Vergütung und 
Auslagen 

(1) Die Vergütung und die Auslagen 
werden auf Antrag des Insolvenz-
verwalters vom Insolvenzgericht 
festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt 
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für Vergütung und Auslagen ge-
sondert. Der Antrag soll gestellt 
werden, wenn die Schlußrechnung 
an das Gericht gesandt wird. 
 

(2) In dem Antrag ist näher darzule-
gen, wie die nach § 1 Abs. 2 maß-
gebliche Insolvenzmasse berech-
net worden ist und welche Dienst- 
oder Werkverträge für besondere 
Aufgaben im Rahmen der Insol-
venzverwaltung abgeschlossen 
worden sind (§ 4 Abs. 1 Satz 3). 
 

(3) Der Verwalter kann nach seiner 
Wahl anstelle der tatsächlich ent-
standenen Auslagen einen 
Pauschsatz fordern, der im ersten 
Jahr 15 vom Hundert, danach 10 
vom Hundert der Regelvergütung, 
höchstens jedoch 250 Euro je an-
gefangenen Monat der Dauer der 
Tätigkeit des Verwalters beträgt. 
Der Pauschsatz darf 30 vom Hun-
dert der Regelvergütung nicht 
übersteigen. 

 
 

für Vergütung und Auslagen ge-
sondert. Der Antrag soll gestellt 
werden, wenn die Schlußrechnung 
an das Gericht gesandt wird. 
 

(2) In dem Antrag ist näher darzule-
gen, wie die nach § 1 Abs. 2 maß-
gebliche Insolvenzmasse berech-
net worden ist und welche Dienst- 
oder Werkverträge für besondere 
Aufgaben im Rahmen der Insol-
venzverwaltung abgeschlossen 
worden sind (§ 4 Abs. 1 Satz 3). 
 

(3) 1Der Verwalter kann nach seiner 
Wahl anstelle der tatsächlich ent-
standenen Auslagen eine Pau-
schale fordern, der die im ersten 
Jahr 15 vom Hundert, danach 10 
vom Hundert der Regelvergütung, 
höchstens jedoch 400 Euro je an-
gefangenen Monat der Dauer der 
Tätigkeit des Verwalters beträgt. 
2Die Pauschale darf 40 vom Hun-
dert der Regelvergütung nicht 
übersteigen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
a) Mit der Vergütungserhö-

hung erhöhen sich über 
die Pauschale automa-
tisch die Auslagen. 

 
b) Sofern die Auslagen des 

Verwalters höher als die 
Pauschale sind, hat er die 
Möglichkeit der direkten 
Abrechnung. 

 
c) Ein sachlicher Grund für 

die Änderung dieser 
Norm ist nicht ersichtlich. 

 
d) Insbesondere am Anfang 

des Verfahrens fallen er-
höhte Auslagen an, 
ebenso am Ende eines 
lange andauernden Ver-
fahrens. In den Zeiträu-
men dazwischen sind sie 
als gering anzusehen. 

 
e) Die Änderungsvorschläge 

zu dieser Vorschrift die-
nen zum einen der 
sprachlichen Glättung der 
bisherigen Regelung und 
folgen den o. g. Erhöhun-
gen. Insbesondere bei 
geringen Regelvergütun-
gen in kleineren Insol-
venzverfahren kann es 
mit der bisherigen Rege-
lung vorkommen, dass 
nur eine geringe Ausla-
genpauschale anfällt, die 
nicht mehr ausreichend 
ist, um die mit der Ab-
wicklung des Verfahrens 
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unabhängig von seiner 
Größe zwangsläufig ent-
stehenden Auslagen ab-
zudecken. Deswegen 
wird eine Erhöhung der 
Pauschale auf 40 % der 
Regelvergütung als ange-
messen angesehen, zu-
mal dadurch auch die 
Möglichkeiten der Ausla-
generstattung in überlan-
gen Insolvenzverfahren 
verbessert werden 

 
f) Es wird folgenden Formu-

lierung vorgeschlagen: 
 
Der Verwalter kann nach 
seiner Wahl anstelle der 
tatsächlich entstandenen 
Auslagen einen Pausch-
satz fordern, der 15 der 
Regelvergütung, höchs-
tens jedoch 400 Euro1 je 
angefangenen Monat der 
Dauer der Tätigkeit des 
Verwalters beträgt. 

 
§ 9 Vorschuß 

Der Insolvenzverwalter kann aus der 
Insolvenzmasse einen Vorschuß auf 
die Vergütung und die Auslagen ent-
nehmen, wenn das Insolvenzgericht 
zustimmt. Die Zustimmung soll erteilt 
werden, wenn das Insolvenzverfah-
ren länger als sechs Monate dauert 
oder wenn besonders hohe Ausla-
gen erforderlich werden. Sind die 
Kosten des Verfahrens nach § 4a 
der Insolvenzordnung gestundet, so 
bewilligt das Gericht einen Vor-
schuss, sofern die Voraussetzungen 
nach Satz 2 gegeben sind. 

 

§ 9 Vorschuß 

Der Insolvenzverwalter kann aus der 
Insolvenzmasse einen Vorschuß auf 
die Vergütung und die Auslagen ent-
nehmen, wenn das Insolvenzgericht 
zustimmt. Die Zustimmung soll erteilt 
werden ist zu erteilen, wenn das In-
solvenzverfahren länger als sechs 
Monate dauert, oder wenn beson-
ders hohe Auslagen erforderlich wer-
den oder über den Festsetzungsan-
trag nach § 8 Abs. 1 Satz 1 nicht in-
nerhalb von drei Monaten entschie-
den wurde aus Gründen, die der In-
solvenzverwalter nicht zu vertreten 
hat Sind die Kosten des Verfahrens 
nach § 4a der Insolvenzordnung ge-
stundet, so bewilligt das Gericht ei-
nen Vorschuss, sofern die Voraus-
setzungen nach Satz 2 gegeben 
sind. 

 

 
 
Dem Grunde nach bestehen 
keine Einwendungen. Es 
wird jedoch folgende Formu-
lierung vorgeschlagen: 
 
Die Zustimmung ist zu ertei-
len, wenn das Insolvenzver-
fahren länger als sechs Mo-
nate dauert, besonders hohe 
Auslagen erforderlich werden 
oder über den Festsetzungs-
antrag nach § 8 Abs. 1 Satz 
1 noch nicht entschieden 
wurde aus Gründen, die der 
Insolvenzverwalter nicht zu 
vertreten hat. Die Höhe des 
Vorschusses ist nach pflicht-
gemäßem Ermessen des In-
solvenzgerichts zu bewilli-
gen. 
 
Hinweis: 
Die Regelung beinhaltet zu-
gleich indirekt eine regelhafte 

                                            
1 Die Erhöhung dieser Kappungsgrenze ist aus den Gründen des Vorschlages zu befürworten. 
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Entscheidungsfrist für das In-
solvenzgericht (die diejenige 
der bisherigen BGH-Recht-
sprechung („unverzüglich“; s.  
BGH v. 4.12.2003, ZInsO 
2004, 268, 269) konturiert). 
Dies ist zu begrüßen (und in 
der Begründung klar zu stel-
len). 
Klarzustellen wäre in diesem 
Zusammenhang, dass eine 
Festsetzung der Vergütung 
in jedem Fall vor Aufhebung 
des Verfahrens erfolgen 
muss und in begründeten 
Fällen der Verwalter auf Eil-
entscheidung analog § 253 
Abs.4 InsO antragen kann 
(z.B. bei notwendiger Verfah-
rensaufhebung im Zusam-
menhang mit einem Insol-
venzplan). 
 

§ 10 Grundsatz 

Für die Vergütung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters, des Sachwal-
ters und des Insolvenzverwalters im 
Verbraucherinsolvenzverfahren gel-
ten die Vorschriften des Ersten Ab-
schnitts entsprechend, soweit in den 
§§ 11 bis 13 nichts anderes be-
stimmt ist. 

 

§ 10 Grundsatz 

Für die Vergütung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters, des Sachwal-
ters und des Insolvenzverwalters im 
Verbraucherinsolvenzverfahren gel-
ten die Vorschriften des Ersten Ab-
schnitts entsprechend, soweit in den 
§§ 11 bis 13 nichts anderes be-
stimmt ist. 

 

 

§ 11 Vergütung des vorläufigen In-
solvenzverwalters 

(1) Für die Berechnung der Vergütung 
des vorläufigen Insolvenzverwalters 
ist das Vermögen zugrunde zu le-
gen, auf das sich seine Tätigkeit 
während des Eröffnungsverfahrens 
erstreckt.  
 
Vermögensgegenstände, an denen 
bei Verfahrenseröffnung Aus- oder 
Absonderungsrechte bestehen, wer-
den dem Vermögen nach Satz 1 hin-
zugerechnet, sofern sich der vorläu-
fige Insolvenzverwalter in erhebli-
chem Umfang mit ihnen befasst. Sie 
bleiben unberücksichtigt, sofern der 
Schuldner die Gegenstände lediglich 
auf Grund eines Besitzüberlassungs-
vertrages in Besitz hat. 

 

§ 11 Vergütung des vorläufigen Insol-
venzverwalters 

(1) Für die Berechnung der Vergütung 
des vorläufigen Insolvenzverwalters 
ist das Vermögen zugrunde zu le-
gen, auf das sich seine Tätigkeit 
während des Eröffnungsverfahrens 
erstreckt, einschließlich insolvenz-
spezifischer Ansprüche zugrunde zu 
legen. Vermögensgegenstände, an 
denen bei Verfahrenseröffnung Aus- 
oder Absonderungsrechte bestehen, 
werden dem Vermögen nach Satz 1 
hinzugerechnet, sofern sich der vor-
läufige Insolvenzverwalter in erhebli-
chem Umfang mit ihnen befasst. Sie 
bleiben unberücksichtigt, sofern der 
Schuldner die Gegenstände lediglich 
auf Grund eines Besitzüberlassungs-
vertrages in Besitz hat. 

 

 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
a) Die meisten vorläufigen 

Verwaltungen betreffen 
die sogenannte schwa-
che Verwaltung. Was 
nun bei der Zustim-
mungsverwaltung die 
Anfechtungsansprüche 
in der Berechnungs-
grundlage zu tun haben 
ist nicht nachvollzieh-
bar. Sie sind nicht 
durchsetzbar und nicht 
erfüllbar, sie entziehen 
sich somit der vorläufi-
gen Verwaltung. 

 
b) Die Ermittlung der An-

fechtungsansprüche ist 
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(2) Wird die Festsetzung der Vergü-
tung beantragt, bevor die von Ab-
satz 1 Satz 1 erfassten Gegen-
stände veräußert wurden, ist das 
Insolvenzgericht spätestens mit 
Vorlage der Schlussrechnung auf 
eine Abweichung des tatsächlichen 
Werts von dem der Vergütung zu-
grunde liegenden Wert hinzuwei-
sen, sofern die Wertdifferenz 20 
vom Hundert bezogen auf die Ge-
samtheit dieser Gegenstände über-
steigt. 
 

(3) Art, Dauer und der Umfang der Tä-
tigkeit des vorläufigen Insolvenz-
verwalters sind bei der Festsetzung 
der Vergütung zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
(4) Hat das Insolvenzgericht den 
vorläufigen Insolvenzverwalter als 
Sachverständigen beauftragt zu 
prüfen, ob ein Eröffnungsgrund 
vorliegt und welche Aussichten für 
eine Fortführung des Unterneh-
mens des Schuldners bestehen, so 
erhält er gesondert eine Vergütung 
nach dem Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetz. 

 
 

(2) Wird die Festsetzung der Vergü-
tung beantragt, bevor die von Ab-
satz 1 Satz 1 erfassten Gegen-
stände veräußert wurden, ist das 
Insolvenzgericht spätestens mit 
Vorlage der Schlussrechnung auf 
eine Abweichung des tatsächlichen 
Werts von dem der Vergütung zu-
grunde liegenden Wert hinzuwei-
sen, sofern die Wertdifferenz 20 
vom Hundert bezogen auf die Ge-
samtheit dieser Gegenstände über-
steigt. 
 

(3) Art, Dauer und der Umfang der Tä-
tigkeit des vorläufigen Insolvenz-
verwalters sind bei der Festsetzung 
der Vergütung zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

(4) Hat das Insolvenzgericht den vor-
läufigen Insolvenzverwalter als 
Sachverständigen gesondert be-
auftragt zu prüfen, ob ein Eröff-
nungsgrund vorliegt und welche 
Aussichten für eine Fortführung 
des Unternehmens des Schuldners 
bestehen, so erhält er gesondert 
eine Vergütung nach dem Justiz-
vergütungs- und -entschädigungs-
gesetz, die unabhängig von einer 
Vergütung des vorläufigen Insol-
venzverwalters zu zahlen ist. 

 

allenfalls eine Aufgabe 
des Sachverständigen. 
Sofern aber der Insol-
venzgrund feststeht, 
und eine hinreichende, 
das Verfahren zur Eröff-
nung vorgefundene 
Masse rechtfertigt, en-
det die Ermittlung des 
Sachverständigen.  

 
c) Die Tätigkeit des regel-

mäßig mit Zustim-
mungsvorbehalt einge-
setzten vorläufigen Ver-
walters ist ebenfalls 
nicht auf die Ermittlung 
der Anfechtungsansprü-
che und auf die Siche-
rung von Unterlagen be-
zogen. 

 
d) In diesem Zusammen-

hang wird auf die Ent-
scheidung des BGH 
vom 29.04.2004 (IX ZB 
255/03) hingewiesen. 

 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 

§ 12 Vergütung des Sachwalters 

(1) Der Sachwalter erhält in der Regel 
60 vom Hundert der für den Insol-
venzverwalter bestimmten Vergü-
tung. 
 

(2) Eine den Regelsatz übersteigende 
Vergütung ist insbesondere festzu-
setzen, wenn das Insolvenzgericht 
gemäß § 277 Abs. 1 der Insolvenz-
ordnung angeordnet hat, daß be-
stimmte Rechtsgeschäfte des 

§ 12 Vergütung des Sachwalters 

(1) Der Sachwalter erhält in der Regel 
60 vom Hundert der für den Insol-
venzverwalter bestimmten Vergü-
tung. 
 

(2) Eine den Regelsatz übersteigende 
Vergütung ist insbesondere festzu-
setzen, wenn das Insolvenzgericht 
gemäß § 277 Abs. 1 der Insolvenz-
ordnung angeordnet hat, daß be-
stimmte Rechtsgeschäfte des 
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Schuldners nur mit Zustimmung 
des Sachwalters wirksam sind. 
 

(3) § 8 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des Betrags von 
250 Euro der Betrag von 125 Euro 
tritt. 

 

Schuldners nur mit Zustimmung 
des Sachwalters wirksam sind. 
 

(3) § 8 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des Betrags von 
250 Euro der Betrag von 125 Euro 
tritt. 

 

 
 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
Der Gesetzgeber hat den 
Aufgabenkreis des Sachwal-
ters zu dem des Insolvenz-
verwalters eingeschränkt. 
Die mit seiner Tätigkeit im 
Zusammenhang stehenden 
Auslagen sind folglich gerin-
ger. Insofern ist an der beste-
henden Regelung (hälftiger 
Höchstsatz) festzuhalten,  
 

 § 12a [neu] 

„(1)  1Die Tätigkeit des vorläufigen Sach-
walters wird gesondert vergütet. 2Er 
erhält in der Regel 25 Prozent der 
Vergütung des Insolvenzverwalters 
bezogen auf das Vermögen, auf das 
sich seine Tätigkeit gemeinsam mit 
dem Schuldner während des Eröff-
nungsverfahrens erstreckt. 3Maßge-
bend für die Wertermittlung ist der 
Zeitpunkt der Beendigung der vorläu-
figen Eigenverwaltung oder der Zeit-
punkt, ab dem der Gegenstand nicht 
mehr der Verfügungsbefugnis des ei-
genverwaltenden Schuldners unter-
liegt. 4Vermögensgegenstände, an 
denen bei Verfahrenseröffnung Aus- 
oder Absonderungsrechte bestehen, 
werden dem Vermögen nach Satz 2 
hinzugerechnet, sofern sich der vor-
läufige Sachwalter gemeinsam mit 
dem Schuldner in erheblichem Um-
fang mit ihnen befasst. 5Sie bleiben 
unberücksichtigt, sofern der Schuld-
ner die Gegenstände lediglich auf 
Grund eines Besitzüberlassungsver-
trages in Besitz hat. 

a) Art, Dauer und der Umfang der 
Tätigkeit des vorläufigen Sach-
walters sind bei der Festsetzung 
der Vergütung zu berücksichti-
gen. 

b) Hat das Insolvenzgericht den vor-
läufigen Sachwalter als Sachver-
ständigen gesondert beauftragt 
zu prüfen, ob ein Eröffnungs-
grund vorliegt und welche Aus-
sichten für eine Fortführung des 

 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
Der Gesetzgeber hat den 
Aufgabenkreis des (vorläufi-
gen) Sachwalters zu dem 
des (vorläufigen) Insolvenz-
verwalters eingeschränkt. 
Folglich fällt seine Vergütung 
geringer aus. 
 
Der Begriff „Insolvenzverwal-
ter“ wäre durch den Begriff 
„Sachwalter“ zu ersetzen. 
 
Die Norm wäre wie folgt zu 
ergänzen: 
 
§ 11 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 
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Unternehmens des Schuldners 
bestehen, so erhält er eine Ver-
gütung nach dem Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsge-
setz, die unabhängig von einer 
Vergütung des vorläufigen Sach-
walters zu zahlen ist. 

 
§ 13 Vergütung des Insolvenzverwal-
ters im Verbraucherinsolvenzverfah-
ren 

Werden in einem Verfahren nach dem 
Neunten Teil der Insolvenzordnung die 
Unterlagen nach § 305 Absatz 1 Num-
mer 3 der Insolvenzordnung von einer 
geeigneten Person oder Stelle erstellt, 
ermäßigt sich die Vergütung nach § 2 
Absatz 2 Satz 1 auf 800 Euro. 

 

§ 13 Vergütung des Insolvenzverwal-
ters im Verbraucherinsolvenzverfah-
ren 

Werden in einem Verfahren nach 
dem Neunten Teil der Insolvenzor-
dnung die Unterlagen nach § 305 
Absatz 1 Nummer 3 der Insolvenz-
ordnung von einer geeigneten Per-
son oder Stelle erstellt, ermäßigt 
sich die Vergütung nach § 2 Absatz 
2 Satz 1 auf 800 Euro. 

 

 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
Die vergütungsrechtliche 
Trennung zwischen Verbrau-
cher- und Regelinsolvenzver-
fahren ist weiterhin erforder-
lich. Z. B. werden Insolvenz-
verwalter in Verbraucherin-
solvenzverfahren auf Grund 
des vorherigen Tätigwerdens 
der Schuldnerberatungsstel-
len entlastet. 

§ 14 Grundsatz 

(1) Die Vergütung des Treuhänders 
nach § 293 der Insolvenzordnung 
wird nach der Summe der Beträge 
berechnet, die auf Grund der Ab-
tretungserklärung des Schuldners 
(§ 287 Abs. 2 der Insolvenzord-
nung) oder auf andere Weise zur 
Befriedigung der Gläubiger des 
Schuldners beim Treuhänder ein-
gehen. 
 

(2) Der Treuhänder erhält  
 
 

1. von den ersten 25.000 Euro 5 vom 
Hundert, 
 

2. von dem Mehrbetrag bis 50.000 
Euro 3 vom Hundert und 
 

3. von dem darüber hinausgehenden 
Betrag 1 vom Hundert. 

 

(3) Die Vergütung beträgt mindestens 
100 Euro für jedes Jahr der Tätig-
keit des Treuhänders. Hat er die 
durch Abtretung eingehenden Be-
träge an mehr als 5 Gläubiger ver-
teilt, so erhöht sich diese Vergü-
tung je 5 Gläubiger um 50 Euro. 

 
 

§ 14 Grundsatz 

(1) Die Vergütung des Treuhänders 
nach § 293 der Insolvenzordnung 
wird nach der Summe der Beträge 
berechnet, die auf Grund der Ab-
tretungserklärung des Schuldners 
(§ 287 Abs. 2 der Insolvenzord-
nung) oder auf andere Weise zur 
Befriedigung der Gläubiger des 
Schuldners beim Treuhänder ein-
gehen. 
 

(2) Der Treuhänder erhält  
 
 

1. von den ersten 35.000 Euro 6 vom 
Hundert, 
 

2. von dem Mehrbetrag bis 70.000 
Euro 4 vom Hundert und 
 

3. von dem darüber hinausgehenden 
Betrag 2 vom Hundert. 

 

(3) Die Vergütung beträgt mindestens 
500 Euro für jedes Jahr der Tätig-
keit des Treuhänders. 2Hat er die 
durch Abtretung eingehenden Be-
träge an mehr als 5 Gläubiger ver-
teilt, so erhöht sich diese Vergü-
tung je angefangene 5 Gläubiger 
um 85 Euro. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen folgende Ein-
wendungen: 
 
a) In der Praxis besteht die 

Arbeit in aller Regel darin, 
monatlich pfändbare Be-
träge einzuziehen, soweit 
vorhanden, oder den 
Schuldner einmal jährlich 
anzuschreiben. In den 
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meisten Fällen wird dies 
von einem Sachbearbei-
ter des Treuhänders 
wahrgenommen. Das 
rechtfertigt keinesfalls die 
jährliche Erhöhung wie 
dargestellt. 

 
b) Darüber hinaus erhöhen 

sich bei einem „Null“-Ver-
fahren die Kosten um 
mehr als 300 %. 

 
c) Auf die Landeskassen 

käme eine weitere 
enorme Belastung zu. 

 
d) Für den Schuldner wird 

es nahezu unmöglich, 
eine vorzeitige Erteilung 
der Restschuldschuldbe-
freiung gemäß § 300 
InsO zu erlangen. 

 
e) Im Fall einer Aufhebung 

der Kostenstundung wäre 
der Schuldner noch in der 
Lage, 119 Euro (inkl. 
MwSt.) jährlich aufzubrin-
gen, 595 Euro jährlich 
sind indes ausgeschlos-
sen. 

 
§ 15 Überwachung der Obliegenhei-
ten des Schuldners 

(1) Hat der Treuhänder die Aufgabe, 
die Erfüllung der Obliegenheiten 
des Schuldners zu überwachen (§ 
292 Abs. 2 der Insolvenzordnung), 
so erhält er eine zusätzliche Vergü-
tung. Diese beträgt regelmäßig 35 
Euro je Stunde. 
 

(2) Der Gesamtbetrag der zusätzlichen 
Vergütung darf den Gesamtbetrag 
der Vergütung nach § 14 nicht 
überschreiten. Die Gläubigerver-
sammlung kann eine abweichende 
Regelung treffen. 

 

§ 15 Überwachung der Obliegenhei-
ten des Schuldners 

(1) Hat der Treuhänder die Aufgabe, 
die Erfüllung der Obliegenheiten 
des Schuldners zu überwachen (§ 
292 Abs. 2 der Insolvenzordnung), 
so erhält er eine zusätzliche Vergü-
tung. Diese beträgt regelmäßig 60 
Euro je Stunde. 
 

(2) Der Gesamtbetrag der zusätzlichen 
Vergütung darf den Gesamtbetrag 
der Vergütung nach § 14 nicht 
überschreiten. Die Gläubigerver-
sammlung kann eine abweichende 
Regelung treffen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 

§ 16 Festsetzung der Vergütung. Vor-
schüsse 

(1) Die Höhe des Stundensatzes der 
Vergütung des Treuhänders, der 
die Erfüllung der Obliegenheiten 

§ 16 Festsetzung der Vergütung. Vor-
schüsse 

(1) Die Höhe des Stundensatzes der 
Vergütung des Treuhänders, der 
die Erfüllung der Obliegenheiten 
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des Schuldners überwacht, wird 
vom Insolvenzgericht bei der An-
kündigung der Restschuldbefreiung 
festgesetzt. Im übrigen werden die 
Vergütung und die zu erstattenden 
Auslagen auf Antrag des Treuhän-
ders bei der Beendigung seines 
Amtes festgesetzt. Auslagen sind 
einzeln anzuführen und zu bele-
gen. Soweit Umsatzsteuer anfällt, 
gilt § 7 entsprechend. 
 

(2) Der Treuhänder kann aus den ein-
gehenden Beträgen Vorschüsse 
auf seine Vergütung entnehmen. 
Diese dürfen den von ihm bereits 
verdienten Teil der Vergütung und 
die Mindestvergütung seiner Tätig-
keit nicht überschreiten. Sind die 
Kosten des Verfahrens nach § 4a 
der Insolvenzordnung gestundet, 
so kann das Gericht Vorschüsse 
bewilligen, auf die Satz 2 entspre-
chend Anwendung findet. 

 

des Schuldners überwacht, wird 
vom Insolvenzgericht bei der An-
kündigung der Restschuldbefreiung 
festgesetzt. Im übrigen werden die 
Vergütung und die zu erstattenden 
Auslagen auf Antrag des Treuhän-
ders bei der Beendigung seines 
Amtes festgesetzt. Auslagen sind 
einzeln anzuführen und zu bele-
gen. Soweit Umsatzsteuer anfällt, 
gilt § 7 entsprechend. 
 

(2) Der Treuhänder kann aus den ein-
gehenden Beträgen Vorschüsse 
auf seine Vergütung entnehmen. 
Diese dürfen den von ihm bereits 
verdienten Teil der Vergütung und 
die Mindestvergütung seiner Tätig-
keit nicht überschreiten. Sind die 
Kosten des Verfahrens nach § 4a 
der Insolvenzordnung gestundet, 
so kann das Gericht Vorschüsse 
bewilligen, auf die Satz 2 entspre-
chend Anwendung findet. 

 
§ 17 Berechnung der Vergütung 

(1) Die Vergütung der Mitglieder des 
Gläubigerausschusses beträgt re-
gelmäßig zwischen 35 und 95 Euro 
je Stunde. Bei der Festsetzung des 
Stundensatzes ist insbesondere 
der Umfang der Tätigkeit zu be-
rücksichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

(2) Die Vergütung der Mitglieder des 
vorläufigen Gläubigerausschus-
ses für die Erfüllung der ihm nach 
§ 56a und § 270 Absatz 3 der In-
solvenzordnung zugewiesenen 
Aufgaben beträgt einmalig 300 
Euro. Nach der Bestellung eines 
vorläufigen Insolvenzverwalters 
oder eines vorläufigen Sachwal-
ters richtet sich die weitere Ver-
gütung nach Absatz 1. 

 

§ 17 Berechnung der Vergütung 

(1) Die Vergütung der Mitglieder des 
Gläubigerausschusses beträgt re-
gelmäßig zwischen 50 und 300 
Euro je Stunde. 2Bei der Festset-
zung des Stundensatzes ist insbe-
sondere der Umfang der Tätigkeit 
die berufliche Qualifikation des 
Ausschussmitglieds zu berücksich-
tigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Vergütung der Mitglieder des 
vorläufigen Gläubigerausschus-
ses für die Erfüllung der ihm nach 
§ 56a und § 270 Absatz 3 der In-
solvenzordnung zugewiesenen 
Aufgaben beträgt einmalig 300 
Euro. Nach der Bestellung eines 
vorläufigen Insolvenzverwalters 
oder eines vorläufigen Sachwal-
ters richtet sich die weitere Ver-
gütung nach Absatz 1. 

 

 
 
Dem Grunde nach bestehen 
keine Einwendungen. Es 
wird jedoch folgende Formu-
lierung vorgeschlagen: 
 
Die Vergütung der Mitglieder 
des Gläubigerausschusses 
beträgt regelmäßig zwischen 
50 und 300 Euro je Stunde. 
Bei der Festsetzung des 
Stundensatzes sind die An-
forderung an die Tätigkeit 
und die berufliche Qualifika-
tion des Ausschussmitglieds 
sowie der Umfang zu berück-
sichtigen. 
 
 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
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§ 18 Auslagen. Umsatzsteuer 

(1) Auslagen sind einzeln anzuführen 
und zu belegen. 
 

(2) Soweit Umsatzsteuer anfällt, gilt § 
7 entsprechend. 

 

§ 18 [neue Fassung] 
(1) 1Auslagen sind einzeln anzuführen 

und zu belegen. 2Prämien für die 
Haftpflichtversicherung der Mitglie-
der des Gläubigerausschusses 
können von demjenigen, der über 
die Verwaltungs- und Verfügungs-
befugnis der Masse verfügt, unmit-
telbar der Masse entnommen wer-
den, sofern der Schuldner Versi-
cherungsnehmer ist; im Übrigen er-
folgt eine Festsetzung als Ausla-
genersatz nach Satz 1. 3Dies gilt 
entsprechend für angemessene 
Kosten einer Rechnungsprüfung im 
Sinne des § 69 Satz 2 der Insolven-
zordnung, sofern der Prüfer auf Ini-
tiative des Gläubigerausschusses 
durch den Insolvenzverwalter oder 
eigenverwaltenden Schuldner be-
auftragt wird. 

 
(2) § 7 gilt entsprechend.“ 
 

 
Es bestehen keine Einwen-
dungen. 
 

§ 19 Übergangsregelung 

(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor 
dem 1. Januar 2004 eröffnet wur-
den, sind die Vorschriften dieser 
Verordnung in ihrer bis zum Inkraft-
treten der Verordnung vom 4. Ok-
tober 2004 (BGBl. I S. 2569) am 7. 
Oktober 2004 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. 
 

(2) Auf Vergütungen aus vorläufigen 
Insolvenzverwaltungen, die zum 
29. Dezember 2006 bereits rechts-
kräftig abgerechnet sind, sind die 
bis zum Inkrafttreten der Zweiten 
Verordnung zur Änderung der In-
solvenzrechtlichen Vergütungsver-
ordnung vom 21. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3389) geltenden Vor-
schriften anzuwenden. 

 
(3) Auf Insolvenzverfahren, die vor 

dem 1. März 2012 beantragt wor-
den sind, sind die Vorschriften die-
ser Verordnung in ihrer bis zum In-
krafttreten des Gesetzes vom 7. 
Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582) 
am 1. März 2012 geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden. 
 

(4) Auf Insolvenzverfahren, die vor 
dem 1. Juli 2014 beantragt worden 
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sind, sind die Vorschriften dieser 
Verordnung in ihrer bis zum Inkraft-
treten des Gesetzes vom 15. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2379) am 1. Juli 
2014 geltenden Fassung weiter an-
zuwenden. 

 
§ 20 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 
1999 in Kraft. 
 

  

 

Vorstand und Beirat 
gez. i.V. Frind (Vorstand) 
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